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NOVELLIERUNG DES UMSATZSTEUERGESETZES
Die umfangreiche Novellierung des Umsatz-
steuergesetzes wurde vom Senat genehmigt und
es wird erwartet, dass sie noch in diesem Jahr
vom Präsidenten unterzeichnet und in der
Gesetzessammlung veröffentlicht wird.

Die meisten Bestimmungen der Gesetzesnovelle
werden voraussichtlich am 01.01.2025 in Kraft
treten, aber einige Bestimmungen werden erst ab
dem 01.07.2025, dem 01.01.2026 oder dem
01.01.2028 in Kraft treten.

Die Gesetzesnovelle führt unter anderem eine
Reihe von Änderungen in Bezug auf die
umsatzsteuerliche Registrierung, die Ermittlung
oder Berichtigung der Steuerbemessungsgrund-
lage und die Regeln für die Geltendmachung von
Vorsteuerabzügen oder die Anwendung der
Umsatzsteuer auf die Lieferung oder Vermietung
von Immobilien ein.

Wichtigste Änderungen

▪ Der Umsatz eines Steuerpflichtigen, der für die
obligatorische umsatzsteuerliche Registrierung
ausschlaggebend ist, wird nun auf der Grund-
lage eines Kalenderjahres ermittelt. Wenn der
Jahresumsatz 2 000 000 CZK übersteigt, wird

der Steuerpflichtige ab dem 01. Januar des
folgenden Jahres zum Umsatzsteuerpflichtigen.
Übersteigt der Umsatz jedoch 2 536 500 CZK
innerhalb eines Kalenderjahres, wird der
Steuerpflichtige sofort am folgenden Tag
umsatzsteuerpflichtig.

▪ Der Antrag auf umsatzsteuerliche Registrierung
muss innerhalb von 10 Arbeitstagen nach Über-
schreiten der Umsatzschwelle gestellt werden.

▪ Der Schwellenwert für den Umsatz, der es den
Steuerpflichtigen ermöglicht, sich für eine
vierteljährliche Umsatzsteuererklärung zu ent-
scheiden, wird auf 15 000 000 CZK pro
Kalenderjahr angehoben.

▪ Der Anspruch auf Vorsteuerabzug muss
spätestens bis Ende des zweiten Kalenderjahres
erhoben werden, das auf das Jahr folgt, in dem
das Recht auf Vorsteuerabzug entstanden ist.
Diese Frist gilt nicht für Leistungen, die auch
eine Steuerschuld begründen (z. B. Erwerb von
Gegenständen aus einem anderen Mitglied-
staat).

▪ In den meisten Fällen wird die Frist für die
Berichtigung der Steuerbemessungsgrundlage
bis zum Ende des siebten Kalenderjahres

verlängert, das auf das Jahr folgt, in dem der
Umsatz oder der Zahlungseingang statt-
gefunden hat. Die gleiche Frist gilt für die
Verpflichtung eines Abnehmers, einen zuvor
geltend gemachten Vorsteuerabzug zu
korrigieren, wenn die Korrektur der Steuerbe-
messungsgrundlage durch den Lieferer zu einer
Verringerung der Steuerbemessungsgrundlage
führt. Führt eine Berichtigung der Steuerbe-
messungsgrundlage zu einer Erhöhung des
Vorsteuerabzugs, den der Steuerpflichtige
geltend machen kann, so kann der geltend
gemachte Vorsteuerabzug nur bis zum Ende des
zweiten Kalenderjahres nach dem Jahr, in dem
die Berichtigung der Steuerbemessungsgrund-
lage als erfolgt gilt, berichtigt werden.

▪ Der Kreis der uneinbringlichen Forderungen,
bei denen die Gläubiger ihre Steuerbemes-
sungsgrundlage berichtigen können, wird
erweitert.

▪ Die Schuldner müssen den ausgeübten Abzug
zurückzahlen, wenn ihre Schulden nicht bis zum 
Ende des sechsten Kalendermonats nach dem 
Monat, in dem sie fällig wurden, vollständig
beglichen sind. 2
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NOVELLIERUNG DES UMSATZSTEUERGESETZES
▪ Wenn der mittlere Unternehmer eines

Dreiecksgeschäfts auf dem Steuerbeleg nicht
angibt, dass "der Kunde die Steuer zahlt", ist er
verpflichtet, die Mehrwertsteuer auf die
Lieferung von Gegenständen zu erheben.

▪ Bei der Übertragung von Immobilien auf
Arbeitnehmer oder nahestehende Personen ist
die Steuerbemessungsgrundlage der gemeine
Wert der Immobilie.

▪ Nach § 71i des Umsatzsteuergesetzes ist die
Lieferung von Prospekten auch dann von der
Umsatzsteuer befreit, wenn sie andere in den
Rechtsvorschriften festgelegte Bedingungen
erfüllt.

Wir werden Sie in einem unserer nächsten
Newsletter über die Änderungen bei der
Besteuerung von Immobilien informieren, die am
01.07.2025 in Kraft treten werden.

Achten Sie vor dem Jahresende vor allem auf die
korrekte Einrichtung Ihrer Buchhaltungssoftware,
damit diese die Dauer eines etwaigen
Zahlungsverzugs bei fälligen Forderungen erfasst.
Für Unternehmen, die noch nicht umsatz-
steuerpflichtig sind, ist es wichtig, den erzielten

Umsatz genau im Auge zu behalten, da die Frist
für die obligatorische umsatzsteuerliche Regis-
trierung verkürzt wurde.
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Ab 2025 werden die Regeln für die
Einkommensteuerbefreiung bei Veräußerung von
Wertpapieren und Beteiligungen zum Teil
verschärft.

Im Jahr 2024 sind die Einkünfte einer natürlichen
Person aus Geschäften mit Wertpapieren und
Beteiligungen von der Steuer befreit, wenn
entweder der Zeittest oder der Werttest erfüllt ist.
Was den Werttest betrifft, so sind alle derartigen
Einkünfte, deren Gesamtbetrag 100.000 CZK in
einem Jahr nicht übersteigt, steuerfrei. Was die
zeitliche Prüfung betrifft, so sind Transaktionen
mit Wertpapieren und Beteiligungen nach drei
bzw. fünf Jahren des Besitzes eines Wertpapiers
bzw. einer Beteiligung von der Einkommensteuer
befreit, unabhängig von der Höhe der damit
erzielten Einkünfte.

Ab dem 01.01.2025 können Einkünfte aus der
Veräußerung von Wertpapieren und Betei-
ligungen bei Einhaltung des Zeittests bis zu einer
Höhe von 40 Mio. CZK (für die gesamten Einkünfte
aus der Veräußerung von Beteiligungen und
Wertpapieren) pro Kalenderjahr steuerfrei gestellt

werden. Wird die Grenze von 40 Mio. CZK
überschritten, werden die Einkünfte aus der
Veräußerung nur teilweise freigestellt, aber es
besteht die Möglichkeit, die steuerpflichtigen
Einkünfte durch eine Marktbewertung des
Wertpapiers oder der Beteiligung gemäß dem
Bewertungsgesetz zum 31.12.2024 zu verringern.
Somit unterliegt nur der nach dem 31. Dezember
2024 eingetretene Wertzuwachs des Wertpapiers
oder der Beteiligung der Besteuerung. Wird die
vorgenannte Wertgrenze überschritten, werden
die Gesamteinkünfte in steuerfreie und
steuerpflichtige Einkünfte aufgeteilt, und der Wert
der steuerpflichtigen Einkünfte kann als Aufwand
abgezogen werden. ccc

Bei Übertragungen von Wertpapieren und
Beteiligungen im Jahr 2024, bei denen die Erträge
erst im Jahr 2025 eingehen, ist der nach dem
Bewertungsgesetz zum Zeitpunkt der tatsäch-
lichen Übertragung, d. h. im Jahr 2024, ermittelte
Wert des Wertpapiers oder der Beteiligung als
Aufwand abzugsfähig.

In der Praxis kann der Steuerpflichtige

entscheiden, ob er den von einem Sachverstän-
digen ermittelten Marktwert oder den tatsächlich
für das Wertpapier oder die Aktie gezahlten und
in der Einkommensteuererklärung ausgewiesenen
Preis im Zusammenhang mit der Besteuerung von
Einkünften aus der Veräußerung von Wert-
papieren und Beteiligungen abzieht. Der von
einem Sachverständigen ermittelte Marktwert
wird höchstwahrscheinlich näher an den
Einkünften aus dem Verkauf des Wertpapiers oder
der Beteiligung liegen, allerdings muss der
Steuerpflichtige die Kosten für ein Sachverstän-
digengutachten tragen.

4

LTA / LEGAL TAX AUDIT

BESTEUERUNG VON TRANSAKTIONEN NATÜRLICHER PERSONEN MIT WERTPAPIEREN
UND UNTERNEHMENSANTEILEN IM JAHR 2025

JITKA MRÁZKOVÁ

Steuerberaterin

jitka.mrazkova@LTApartners.com



PUBLIC COUNTRY-BY-COUNTRY REPORTING
Das öffentliche Country-by-Country-Reporting
(CbCR) ist eine der vielen neuen Berichtspflichten.
Sie basiert auf der EU-Richtlinie 2021/2101, die
durch eine Novellierung des Rechnungsle-
gungsgesetzes, die als Teil eines Konsoli-
dierungspakets Anfang 2024 verabschiedet
wurde, in tschechisches Recht umgesetzt wurde.

Die EU-Richtlinie verpflichtet ausgewählte
multinationale Unternehmensgruppen mit einem
konsolidierten Umsatz bzw. Erträgen von
mindestens 750 000 000 EUR, den sog.
Ertragsteuerinformationsbericht zu erstellen und
offenzulegen, der Informationen über die Höhe
der Körperschaft-/Einkommensteuer und andere
damit zusammenhängende wirtschaftliche
Informationen/Kennzahlen, die für die Gruppe
gelten, enthalten sollen.

Obwohl es auf den ersten Blick den Anschein hat,
dass diese neue Meldepflicht viel mit der
ähnlichen (nicht öffentlichen) CbCR-Meldung
gemeinsam hat, ist das pCbCR eine völlig neue
Meldepflicht, die wahrscheinlich für mehr
tschechische Unternehmen gelten wird. Sie wird
nicht nur für große multinationale Konzerne
gelten, sondern auch für andere Unternehmen

mit grenzüberschreitendem Bezug. Die Melde-
pflicht ist in zwei Formen unterteilt, nämlich:

▪ konsolidierter Ertragsteuerinformationsbericht,

▪ Ertragsteuerinformationsbericht.

Konsolidierter Ertragsteuerinformationsbericht

Der konsolidierte Bericht ist vom konso-
lidierenden Unternehmen, d.h. dem obersten
Mutterunternehmen, zu erstellen, sofern sein
Konsolidierungskreis nicht nur aus tschechischen
Unternehmen besteht. Eine weitere Vorausset-
zung ist, dass die konsolidierten Gesamtnetto-
umsatzerlöse der Gruppe in zwei aufeinander
folgenden Geschäftsjahren 19 000 000 000 CZK
überschritten hat.

Die Verpflichtung, einen konsolidierten Ertrag-
steuerinformationsbericht zu erstellen und
offenzulegen bzw. zugänglich zu machen, kann
auch für bestimmte mittlere und große
Unternehmen sowie für in der Tschechischen
Republik ansässige Zweigniederlassungen gelten,
deren aggregierte Nettoumsatzerlöse in zwei
aufeinander folgenden Geschäftsjahren 200 000
000 CZK überschritten hat. Das verbindende
Element dieser beiden Szenarien ist, dass das

konsolidierende oberste Unternehmen ein
Unternehmen ist, das nach dem Recht eines
anderen als EU-Mitgliedstaates bestellt ist und
seine konsolidierten Erträge in zwei aufeinander
folgenden Geschäftsjahren 750 000 000 EUR
überschritten haben.

Ertragsteuerinformationsbericht

Der Ertragsteuerinformationsbericht ist von
tschechischen Unternehmen zu erstellen und
offenzulegen bzw. zugänglich zu machen, die im
Laufe eines Geschäftsjahres eine ausländische
Betriebsstätte oder eine ausländische
Zweigniederlassung hatten und deren jährlicher
Gesamtnettoumsatz in zwei aufeinander
folgenden Geschäftsjahren 19 000 000 000 CZK
überschritten hat. Andere Unternehmen, die der
Pflicht zur Meldung von Ertragsteuerinfor-
mationen unterliegen können, sind in der
Tschechischen Republik ansässige Zweignie-
derlassungen ausländischer Unter-nehmen, die
von nicht nach dem Recht eines EU-
Mitgliedstaates errichteten Unternehmen
gegründet wurden und deren Umsatzerlöse in
zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
750 000 000 EUR überschritten haben. 5
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PUBLIC COUNTRY-BY-COUNTRY REPORTING
Die Anforderung, dass die Zweigniederlassung in
zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren
Nettoumsatzerlöse von 200 000 000 CZK
überschritten haben muss, gilt auch hier.

Fristen

Unternehmen, die dieser neuen Berichtspflicht
unterliegen, müssen die Ertragsteuer-
informationsberichte für Geschäftsjahre, die nach
dem 22.06.2024 beginnen, erstellen und
offenlegen bzw. zugänglich machen. Für
Unternehmen, deren Geschäftsjahr dem
Kalenderjahr entspricht, ist der erste Berichts-
zeitraum somit das Jahr 2025 (wenn die
jeweiligen Anforderungen, die die Berichtspflicht
begründen, in den Jahren 2024 und 2025 erfüllt
wurden). Die Berichte müssen innerhalb von 12
Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres, für das
sie erstellt wurden, und für einen Zeitraum von
fünf Jahren offengelegt / zugänglich gemacht.

Offenlegung und Bußgelder

Die Ertragsteuerinformationsberichte werden auf
die gleiche Weise zugänglich gemacht wie die
Jahresabschlüsse, d.h. sie werden in der Urkun-
densammlung des öffentlichen Registers hinter-

legt. Darüber hinaus sollten sie auf der Website
des Unternehmens veröffentlicht werden, oder
die Website sollte zumindest einen Link zur
Veröffentlichung der Berichte im öffentlichen
Register enthalten.

Die Meldungen sollen elektronisch über ein
standardisiertes Formular eingereicht werden, das
jedoch noch nicht veröffentlicht wurde.

Unterlässt ein Unternehmen die Erstellung und
Veröffentlichung des Ertragsteuerinformations-
berichts, drohen Strafen, die bis zu 3 % des
Nettoaktivvermögens des Unternehmens bzw. bis
zu 3 % des konsolidierten Nettoaktivvermögens
im Falle eines konsolidierten Unternehmens
betragen können.

Wenn Sie sich nicht sicher sind, ob die neue
Verpflichtung für Sie gilt, wenden Sie sich bitte an
den Autor dieses Artikels.
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STRENGERE BEDINGUNGEN FÜR DIE VERRECHNUNGSPREISDOKUMENTATION IN 
DEUTSCHLAND

Der 01.01.2025 ist das Datum des Inkrafttretens
bestimmter Änderungen in der deutschen
Gesetzgebung zu Verrechnungspreisen. Die
Verrechnungspreisproblematik rückt immer mehr
in den Mittelpunkt des Interesses sowohl
tschechischer als auch ausländischer Steuer-
verwaltungen. Die Verrechnungspreise sind für
jedes Unternehmen relevant, das konzerninterne
Geschäftsvorfälle (Geschäftsvorfälle unter ge-
meinsamer Kontrolle) tätigt.

Nach derzeit geltendem deutschem Recht sind
Steuerpflichtige, die grenzüberschreitende
konzerninterne Geschäftsvorfälle tätigen, ver-
pflichtet, eine Verrechnungspreisdokumentation
(im Folgenden auch nur die "Dokumentation"
genannt) zu erstellen. Die Steuerbehörde kann die
Dokumentation im Rahmen einer Steuerprüfung
anfordern, ist dazu aber nicht verpflichtet. Es liegt
im Ermessen des einzelnen Steuerbeamten, der
die Prüfung durchführt, ob er die Dokumentation
anfordert. Wenn er die Dokumentation anfordert,
hat der Steuerpflichtige 60 Tage ab dem Datum
des Erhalts der Aufforderung Zeit, sie vorzulegen.
Wird die Dokumentation nicht innerhalb dieser

Frist vorgelegt, kann die Steuerbehörde im
Wesentlichen nach eigenem Ermessen eine Strafe
verhängen oder die Steuerbemessungsgrundlage
für die konzerninternen Geschäftsvorfälle
anpassen.

Die bisherige Gesetzgebung hat viele deutsche
Unternehmen dazu veranlasst, die Dokumenta-
tion nicht im Voraus zu erstellen und zu warten,
bis die Steuerbehörde sie ggf. anfordert. Es ist
jedoch sehr schwierig oder sogar unmöglich, die
Dokumentation innerhalb von 60 Tagen zu
erstellen.

Die neue deutsche Gesetzgebung verschärft
daher den Ansatz der Steuerbehörden in Bezug
auf die Verrechnungspreispflichten der Steuer-
pflichtigen ab dem 01.01.2025 erheblich. Zu den
wichtigsten Änderungen gehören insbesondere:

▪ Die Steuerbehörde kann die Dokumentation
jederzeit beim Steuerpflichtigen anfordern,
nicht nur während einer Steuerprüfung. Die
Frist für die Vorlage der Unterlagen beginnt mit
dem Datum des Eingangs der Aufforderung.

▪ Die Vorlage der Dokumentation ist bei jeder
Steuerprüfung obligatorisch, ohne dass es einer

besonderen Aufforderung durch die Steuer-
behörde bedarf. Die Frist für die Einreichung
beginnt automatisch mit dem Datum der
Eröffnung der Steuerprüfung zu laufen.

▪ Die Frist für die Einreichung der Dokumentation
wird von 60 Tagen auf 30 Tage verkürzt, was für
beide oben genannten Fälle gilt.

Was sind die praktischen Auswirkungen dieser
Änderung?

▪ Wenn der Steuerpflichtige die Dokumentation
nicht parat hat, was bei einigen Unternehmen
immer noch der Fall ist, ist es fast unmöglich,
sie zu erstellen und innerhalb der verkürzten
Frist einzureichen.

▪ Die neue Regelung gilt nicht nur für Zeiträume
ab dem 01.01.2025, sondern für alle Zeiträume,
die Gegenstand einer nach diesem Datum
durchgeführten Steuerprüfung sind. Wenn sich
die Prüfung zum Beispiel auf die Jahre 2020-
2024 konzentriert, muss die Dokumentation
somit für alle diese Zeiträume innerhalb der
Frist von 30 Tagen eingereicht werden.

7
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STRENGERE BEDINGUNGEN FÜR DIE VERRECHNUNGSPREISDOKUMENTATION IN 
DEUTSCHLAND

Die Verpflichtung zur Vorlage der Dokumentation
kann auch nach Einreichung einer regulären
Steuererklärung erwartet werden, wenn das
Unternehmen aus Sicht der Verrechnungspreise
auffällige Posten erklärt, wie z. B. erhebliche
Verluste, Anpassungen der Steuerbemessungs-
grundlage im Zusammenhang mit der
Preisgestaltung bei konzerninternen Geschäfts-
vorfällen usw.

Diese Änderung der deutschen Gesetzgebung
kann erhebliche Auswirkungen auf diejenigen
tschechischen Unternehmen haben, die Mit-
glieder multinationaler deutscher Konzerne sind
und Geschäfte innerhalb des Konzerns abwickeln.
Wenn dies auf Sie zutrifft, besprechen Sie bitte die
neuen Regeln mit Ihren deutschen Kollegen und
erwägen Sie, Ihre Verrechnungspreisdokumen-
tation entsprechend vorzubereiten oder zu
aktualisieren. Unser Verrechnungspreis-Team wird
Sie gerne unterstützen.
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NEUE REGELN FÜR DIE ZUSTELLUNG VON MAHNBESCHEIDENFEHLEN
Die Vorschriften über die Zustellung von
Mahnbescheiden wurden am 01.07.2024 grund-
legend geändert, was sowohl für Gläubiger als
auch für Schuldner erhebliche Auswirkungen hat.
Diese Änderungen wurden durch eine Novel-
lierung der Zivilprozessordnung eingeführt und
zielen darauf ab, die Eintreibung von Forderungen
effizienter und schneller zu gestalten.

Eine der wichtigsten Änderungen ist die
Einführung von zwei Arten der Zustellung von
Mahnbescheiden, je nachdem, ob der Schuldner
einen digitalen Briefkasten / ein digitales Postfach
(datová schránka) hat oder nicht.

Wird der Mahnbescheid an den digitalen
Briefkasten des Schuldners gesandt, gilt eine
gesetzliche Zustellungsfiktion. Das bedeutet, dass
der Mahnbescheid als zugestellt gilt, wenn sich
der Schuldner nicht innerhalb von 10 Tagen nach
der Zustellung des Mahnbescheides in seinem
digitalen Postfach anmeldet, unabhängig davon,
ob er sich in sein digitales Postfach eingeloggt hat
und von dem Mahnbescheid Kenntnis hat oder
nicht.

Wenn der Mahnbescheid nicht über ein digitales
Postfach zugestellt wird, gelten die bisherigen

Regeln unverändert. Das bedeutet, dass das
Gericht den Mahnbescheid aufhebt, wenn der
Empfänger ihn nicht entgegennimmt.

Für Gläubiger erleichtern die neuen Vorschriften
die Eintreibung von Forderungen, insbesondere
wenn der Schuldner trotz eines aktiven digitalen
Briefkastens nicht antwortet. Bisher musste das
Gericht selbst in Fällen, in denen der Schuldner
über einen aktiven digitalen Briefkasten verfügte,
dem Schuldner eine "qualifizierte Mahnung"
zukommen lassen, in der er aufgefordert wurde,
eine schriftliche Verteidigungsanzeige einzurei-
chen und Beweise für seine Verteidigung
vorzulegen. Nur wenn der Schuldner auch nach
dieser Aufforderung nicht reagierte, erließ das
Gericht ein Urteil über die Anerkennung der
Forderung durch den Schuldner.

Jetzt reicht es aus, wenn das Gericht den
Mahnbescheid an den digitalen Briefkasten des
Antragsgegners zustellt. Reagiert der
Antragsgegner nicht innerhalb der vom Gericht
gesetzten Frist, so gilt der Mahnbescheid als dem 
Antragsgegner zugestellt, auch wenn er sich nicht
in sein digitales Postfach einloggt. In diesem Fall
beginnt die Frist für die Einlegung eines
Rechtsbehelfs 10 Tage nach der Zustellung des

9
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NEUE REGELN FÜR DIE ZUSTELLUNG VON MAHNBESCHEIDENFEHLEN
Mahnbescheides in den digitalen Briefkasten zu
laufen und kann ablaufen, ohne dass der
Schuldner Kenntnis von dem Mahnbescheid
erlangt hat. Der Gläubiger kann dann die
Zwangsvollstreckung der Forderung einleiten, da
ein rechtskräftiger und vollstreckbarer Mahn-
bescheid vorliegt Die neuen Rechtsvorschriften
werden daher die Zeit, die der Gläubiger benötigt,
um einen rechtskräftigen und vollstreckbaren Titel
zu erhalten, wenn der Schuldner nicht reagiert,
erheblich verkürzen.

Diese Änderung birgt auch gewisse Risiken,
insbesondere für Schuldner, die zwar einen
digitalen Briefkasten haben, ihn aber nicht aktiv
nutzen. Wenn Schuldner ihren digitalen
Briefkasten nicht regelmäßig überprüfen, erfahren
sie möglicherweise nicht einmal von der
Zustellung eines Mahnbescheides, der nach 10
Tagen als zugestellt gilt. Ebenso kann die Frist für
die Einlegung eines Rechtsbehelfs ablaufen, ohne
dass der Schuldner überhaupt Kenntnis von dem
Mahnbescheid erhalten hat. Ein Schuldner kann
daher in die unerwünschte Situation geraten, dass
er erst von dem Gerichtsverfahren erfährt, wenn
ein Zwangsvollstreckungsverfahren gegen ihn
eingeleitet wird. Jeder, der einen digitalen

Briefkasten hat, sollte ihn daher regelmäßig
überprüfen.
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RECHTSPRECHUNG: ANFECHTUNG VON ZUSCHLAGSKRITERIEN BEI ÖFFENTLICHEN 
AUSSCHREIBUNGEN

In seinem Urteil vom 3. Oktober 2024, Gz. 62 Af
2/2024-144, befasste sich das Landgericht Brünn
mit einem öffentlichen Auftrag über die
Digitalisierung des Baugenehmigungsverfahrens.
Konkret focht einer der potenziellen Auftrag-
nehmer die vom Ministerium für regionale
Entwicklung der Tschechischen Republik bekannt
gegebenen Vergabekriterien an.

Der Kern des Streits bestand darin, dass das
Ministerium sich das Recht vertraglich vorbehielt,
über die Annahme von Standardsoftware zu
entscheiden, ohne im Voraus klar zu sagen, unter
welchen Bedingungen es diese annehmen würde
(in diesem Fall wurde erwartet, dass der
Auftragnehmer in der Lage sein würde, den
Auftrag zu niedrigeren Kosten auszuführen).
Außerdem behielt sich das Ministerium das Recht
vor zu entscheiden, ob es die Leistungen des
Auftragnehmers akzeptiert, ohne anzugeben, wie
lange die Entscheidung dauern würde (wenn die
Entscheidung lange dauerte, bestand für den
Auftragnehmer die Gefahr, dass er mit der
Erfüllung des Vertrags in Verzug geriet).

Das Ministerium argumentierte, dass dieser
potenzielle Auftragnehmer, nicht in der Lage war,
den öffentlichen Auftrag auszuführen (da er u. a.
zu wenige Mitarbeiter und zu geringe Einnahmen
hatte), und machte geltend, dass sein Versuch, die
Vergabekriterien anzufechten, als böswilliger
Missbrauch seines Rechts auf Anfechtung zu
werten sei.

Das Ministerium unterstellte dem potenziellen
Auftragnehmer, dass er nicht wirklich den
Zuschlag erhalten wollte, sondern vielmehr das
Vergabeverfahren entweder in seinem eigenen
Interesse oder im Auftrag eines anderen
verzögern wollte. In Bezug auf die Vorbehalte
bezüglich der Abnahme von Standardsoftware
und der Fristen für die Abnahme von Leistungen
argumentierte das Ministerium, dass es
sicherstellen müsse, dass es ausreichend flexibel
sei, um je nach den Umständen vorgehen zu
können.

Das Landgericht entschied gegen das Ministerium.
Zur Frage, inwieweit ein potenzieller Auftrag-
nehmer in der Lage sein muss, den öffentlichen

Auftrag zu erfüllen, stellte das Landgericht fest,
dass selbst eine theoretische Möglichkeit, nur
einen Teil des öffentlichen Auftrags zu erfüllen,
ausreicht, um dem potenziellen Auftragnehmer
die erforderliche Befugnis zu verleihen, die
Zuschlagskriterien anzufechten.

In diesem Zusammenhang verwies das
Landgericht auf die Möglichkeit, dass sich
mehrere Auftragnehmer zusammenschließen
oder der Auftragnehmer Nachunternehmer
einsetzt. So könne auch ein potenzieller
Auftragnehmer, der nicht in der Lage sei, den
öffentlichen Auftrag allein zu erfüllen, die
Ausschreibungsbedingungen anfechten.

Zum Flexibilitätserfordernis führte das Land-
gericht aus, dass dies bei potenziellen
Auftragnehmern zu einem hohen Maß an
Unsicherheit über die finanziellen und zeitlichen
Anforderungen an die Auftragsdurchführung
führe. Dies verzerre den Wettbewerb und
verlagere die Verantwortung in unzulässiger
Weise vom Ministerium auf die Auftragnehmer.

11
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RECHTSPRECHUNG: ANFECHTUNG VON ZUSCHLAGSKRITERIEN BEI ÖFFENTLICHEN 
AUSSCHREIBUNGEN

In der Entscheidung des Landgerichts wurde der
allgemein gültige Grundsatz formuliert, dass das
Gesetz so auszulegen ist, dass ein möglichst
breiter Wettbewerb zwischen potenziellen
Auftragnehmern gefördert wird, und dass
sichergestellt werden muss, dass diese
ausreichend Gelegenheit haben, das Aus-
schreibungsverfahren anzufechten

12
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RECHTSPRECHUNG: MÖGLICHE HAFTUNG VON GESCHÄFTSFÜHRERN FÜR 
STEUERSCHULDEN VON UNTERNEHMEN
Der Oberste Verwaltungsgerichtshof hat in seiner
Entscheidung Gz. 10 Afs 4/2024-38 ausgeführt,
dass die sekundäre Haftung für eine Verletzung
der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns
gemäß § 159 Abs. 3 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs, d.h. die sekundäre Haftung eines
Organmitglieds für die Schulden der Gesellschaft
bis zur Höhe des ungedeckten Schadens auch für
Steuerschulden gilt. Der Gerichtshof entschied
auch über die Bedingungen, unter denen eine
solche sekundäre Haftung gilt.

Im vorliegenden Fall wurde (vereinfachend
gesagt) der alleinige Geschäftsführer der
Gesellschaft Alfa mit weiteren Personen wegen
der Begehung der Straftat der Hinterziehung von
Steuern, Abgaben und weiteren ähnlichen
Pflichtzahlungen rechtskräftig verurteilt, indem er
über die Gesellschaft Alfa wissentlich
Umsatzsteuerguthaben in Höhe von mehr als 13
Mio. CZK geltend gemacht hatte, obwohl die
Gesellschaft Alfa keine wirtschaftlichen
Tätigkeiten ausübte.

Die Gesellschaft Alfa wurde daraufhin aufgelöst
und liquidiert, aber die Steuerbehörde erhielt

keinen Erlös aus der Liquidation und forderte den
Geschäftsführer gemäß § 171 der Abgaben-
ordnung auf, die Steuerschuld der Gesellschaft
Alfa zu begleichen (Rückerstattung überhöhter
MwSt.-Abzüge und Zahlung von Strafgeldern), mit
der Begründung, dass eine sekundäre Haftung
des Geschäftsführers gemäß § 159 Abs. 3 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs bestehe, der wie folgt
lautet:

"Unterlässt es ein Mitglied eines gewählten
Organs einer juristischen Person, der juristischen
Person den Schaden zu ersetzen, den es ihr durch
eine Verletzung der Sorgfaltspflicht bei der
Ausübung seines Amtes verursacht hat, obwohl es
zum Schadensersatz verpflichtet ist, so haftet ein
solches Mitglied eines gewählten Organs den
Gläubigern der juristischen Person für die
Schulden bis zur Höhe des Betrags, den das
Mitglied eines gewählten Organs nicht als
Schadensersatz gezahlt hat, sofern die Gläubiger
die Zahlung nicht unmittelbar bei der juristischen
Person durchsetzen können.„

Der Gerichtshof leitete her, dass der Geschäfts-
führer seine Sorgfaltspflicht eines ordentlichen

Kaufmanns gegenüber der Gesellschaft verletzt
hatte, indem er unter anderem keine
ordnungsgemäße Buchhaltung führte, Dritten
Zugang zu den Bankkonten der Gesellschaft
gewährte und zuließ, dass die als überhöhte
Vorsteuerabzüge erhaltenen Gelder von den
Konten der Gesellschaft abgezogen wurden, so
dass die Gesellschaft Alfa nicht über die Mittel
verfügte, ihre Steuerschulden gegenüber der
Steuerbehörde zu begleichen.

Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass der
Geschäftsführer im vorliegenden Fall der
Gesellschaft Alfa keinen Schaden zugefügt hat,
indem er sich unrechtmäßig durch übermäßige
Vorsteuerabzüge bereichert hat. Er hat der
Gesellschaft nur dadurch Schaden zugefügt, dass
er zuließ, dass dieser - wenn auch unrechtmäßig
erworbene - finanzielle Vorteil außerhalb der
Gesellschaft Alfa transferiert wurde, was der
Gesellschaft in der Folge Schaden zufügte, da sie
gezwungen war, die überhöhten Vorsteuerabzüge,
über die sie nicht mehr verfügte, zurückzuzahlen
und darüber hinaus von der Steuerbehörde
auferlegte Strafen zu zahlen. 13
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RECHTSPRECHUNG: MÖGLICHE HAFTUNG VON GESCHÄFTSFÜHRERN FÜR 
STEUERSCHULDEN VON UNTERNEHMEN
Eine weniger dramatische, aber häufiger
vorkommende Situation kann man sich vorstellen,
wenn z. B. ein Geschäftsführer akzeptiert, dass
das Unternehmen für die Lieferung von Waren
oder die Erbringung von Dienstleistungen an
seine Muttergesellschaft oder ein anderes
verbundenes Unternehmen weniger als den
marktüblichen Wert berechnet. Auch ein solches
Verhalten kann unter bestimmten Umständen als
Verletzung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen
Kaufmanns angesehen werden und dem
Unternehmen gegebenenfalls Schaden zufügen, z.
B. in Form entgangener Gewinne. Wenn eine
Steuerprüfung später zur Festsetzung einer
zusätzlichen Steuer und zu einer von der
Steuerbehörde verhängten Strafe führt, haftet der
Geschäftsführer nicht für die festgesetzte
zusätzliche Steuer (die nicht als Schaden für die
Gesellschaft angesehen werden kann, da die
Zahlung einer solchen Steuer die gesetzliche
Pflicht der Gesellschaft ist), sondern kann für die
verhängte Strafe haftbar gemacht werden, da die
Gesellschaft nicht zur Zahlung der Strafe
verpflichtet wäre, wenn der Geschäftsführer seine

Pflichten mit der gebotenen Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmanns erfüllt hätte. Dies kann
zum Beispiel der Fall sein, wenn die Gesellschaft
nicht in der Lage ist, ihren Zahlungs-
verpflichtungen gegenüber der Steuerbehörde
nachzukommen, weil die verfügbaren Mittel in
der Vergangenheit an die Gesellschafter in der
Gestalt eines Gewinns ausgeschüttet wurden.

Auch wenn die oben beschriebenen
Schlussfolgerungen nicht als allgemeingültig für
alle vergleichbaren Situationen angesehen
werden können, sind die wichtigsten rechtlichen
Feststellungen des Urteils und die vom Obersten
Verwaltungsgerichtshof angeführten Argumente
von so allgemeiner Natur, dass ihre Bedeutung
nicht unterschätzt werden darf. Wir empfehlen
Ihnen daher, der Sorgfaltspflicht gegenüber dem
Unternehmen in Bezug auf die Wahrnehmung von
Aufgaben als Organmitglied sowie der Einhaltung
aller anwendbaren steuerlichen Pflichten
besondere Aufmerksamkeit zu schenken, idealer-
weise unter Hinzuziehung von Experten auf
diesem Gebiet.

14
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Am 13. Dezember 2024 tritt eine neue
Verordnung (EU) 2023/988 des
Europäischen Parlaments und des Rates
über die allgemeine Produktsicherheit
(General Product Safety Regulation, GPSR,
nachstehend auch nur die "Verordnung"
genannt) in Kraft, die die bestehenden
Rechtsvorschriften zur Produktsicherheit
ersetzen wird.

Die Verordnung gilt für Produkte, die für
Verbraucher bestimmt sind oder von denen
erwartet werden kann, dass sie von ihnen
verwendet werden. Insbesondere führt die
Verordnung bestimmte Verpflichtungen für
Hersteller und Importeure ein, die solche
Produkte über alle Vertriebskanäle,
einschließlich Online-Marktplätzen und
Online-Shops, auf dem EU-Markt in Verkehr
bringen. Zu diesen Pflichten gehören
Meldepflichten, Produktsicherheitspflichten
und Pflichten im Zusammenhang mit der
Einführung eines EU-weiten Warnsystems
für gefährliche Produkte.

Im Zusammenhang mit dem bevor-
stehenden Inkrafttreten der Verordnung hat

das Parlament der Tschechischen Republik
ein Gesetz über die allgemeine
Produktsicherheit zur Anpassung der neuen
Verordnung verabschiedet, das dem
Präsidenten bereits zur Unterzeichnung
vorgelegt wurde und voraussichtlich am 13.
Dezember 2024 in Kraft treten wird. Der
Gesetzesentwurf legt die Befugnisse der
einzelnen Aufsichtsbehörden wie der
tschechischen Handelsaufsichtsbehörde, der
staatlichen Agrar- und Lebensmittelauf-
sichtsbehörde und anderer fest. Außerdem
werden die Befugnisse des Ministeriums für
Industrie und Handel der Tschechischen
Republik erweitert.

15
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NEUE PRODUKTSICHERHEITSVORSCHRIFTEN



▪ das Finanzministerium der Tschechischen Republik eine aktualisierte Arbeitsversion
des Entwurfs des neuen Rechnungslegungsgesetzes veröffentlicht hat? Es hat
bestätigt, dass das Inkrafttreten frühestens im Januar 2026 zu erwarten ist.

▪ ein Steuerpflichtiger, der im Jahr 2024 steuerfreie Einkünfte aus Quellen innerhalb
der Tschechischen Republik oder Einkünfte, die nach einem internationalen
Abkommen nicht der Besteuerung in der Tschechischen Republik unterliegen,
erzielt, bis zum 31.01.2025 eine Mitteilung über ins Ausland fließende Einkünfte
einreichen muss?

▪ die DAC8-Richtlinie über die neue Meldepflicht für Anbieter von Dienstleistungen im
Zusammenhang mit Kryptowährungen im November 2023 in Kraft getreten ist? Für
die meisten EU-Mitgliedstaaten wird sie ab dem 01.01.2026 gelten.

▪ die tschechischen obersten Mutterunternehmen bis zum 31.12.2024 eine CbCR-
Meldung für das Jahr 2023 einreichen müssen, wenn die multinationale Gruppe den
konsolidierten Umsatz von 750 Mio. EUR erreicht? Tschechische
Tochtergesellschaften, die bereits in der Vergangenheit eine CbCR-Meldung
eingereicht haben und bei denen sich die gemeldeten Daten nicht geändert haben,
müssen nicht tätig werden. Andernfalls muss innerhalb von 15 Tagen ab dem Datum
der Änderung eine neue Meldung eingereicht werden. Tschechische
Tochtergesellschaften, die im Jahr 2024 neues Mitglied einer multinationalen
Gruppe werden und deren Berichtszeitraum mit dem Kalenderjahr übereinstimmt,
müssen bis zum 31. Dezember 2024 eine Meldung einreichen.

▪ der Mindestlohn ab Januar 2025 auf 20.800 CZK pro Monat bzw. 124,40 CZK pro
Stunde steigen wird und der Garantielohn für den privaten Sektor abgeschafft wird?
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AKTUELLES IN LTA

LTA wurde beim Wettbewerb Kanzlei des Jahres 2024 zum dritten Mal in Folge als eine
der empfohlenen Kanzleien in der Kategorie Steuerrecht ausgezeichnet. Der Erfolg ist auf
die gemeinsame Arbeit der verschiedenen Gruppen unserer Kanzlei zurückzuführen und
wir danken allen unseren Kollegen!

Wir wachsen! In den letzten Monaten durften wir neue Kolleginnen und Kollegen bei uns begrüßen,
denen wir viel Freude bei der Arbeit wünschen und wir freuen uns auf die Zusammenarbeit.

Unsere Neuzugänge sind: Yauheni Haidukevich, Wirtschaftsprüfungs-assistent ◇ Martina Halperin,
Wirtschaftsprüfungs-assistentin ◇ Aleksandr Lifashin, Wirtschaftsprüfungs-assistent ◇ Jitka Mrázová,
Steuerberaterin ◇ Václav Paťha, Rechtsanwaltskonzipient ◇ Milada Švecová, Buchhalterin ◇ Olga
Trančíková, Steuerberaterin◇ Liliia Yefimova, Wirtschaftsprüfungs-assistentin

Wir freuen uns, Teil des Projekts Rechtsanwälte für Kinderheime zu sein, das
von der Tschechischen Rechtsanwaltskammer in Zusammenarbeit mit der
Stiftung von Tereza Maxová für Kinder und dem Projekt Das kriegst du hin
organisiert wird. Es soll Kindern und Jugendlichen aus Kinderheimen helfen,
ihren Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erleichtern. Die Verbindung wurde vom
Verband CzELA – Czech Employment Lawyers Association – initiiert, der die
Teilnahme an dem Projekt der Tschechischen Rechtsanwaltskammer angeboten
hat.

Im November fand die erste der den Mitarbeitern von Kinderheimen
gewidmeten Vorträge zum Thema Arbeitsrecht statt, bei dem LTA durch unsere
Kollegin und Partnerin Alice Mlýnková vertreten war, die zusammen mit anderen
Experten für Arbeitsrecht viele Fragen beantwortete.

LTA ist ein modernes Beratungsbüro, das integrierte

Rechts-, Steuer-, Rechnungslegungs- und Wirtschaftsprü-

fungsdienstleistungen erbringt.

Die Grundprinzipien unserer Arbeit sind Fachkenntnisse,

Professionalität, ein individueller Ansatz und Offenheit in

Fragen des Honorars.

LTA ist ein Mitglied des internationalen Netzwerks MGI

Worldwide, das zu den 20 größten Netzwerken von

Steuer-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchhaltungs- und

Beratungsfirmen gehört. MGI Worldwide stellt über

9 000 Fachleute in mehr als 260 Büros weltweit. Mittels

unserer Partner in MGI Worldwide stellen wir eine

qualifizierte Beratung im Ausland und die Umsetzung der

grenzüberschreitenden Transaktionen sicher.

LTA

Lazarská 13/8

120 00 Prag 2

Tschechische Republik

+420 246 089 010

LTA@LTApartners.com

www.LTApartners.com

Bitte beachten Sie, dass im Newsletter genannten Informationen
Gegenstand weiterer Entwicklung sein können. Dieser Newsletter
enthält nicht alle gesetzlichen Anforderungen und ersetzt nicht eine
professionelle einzelfallbezogene Beratung.

FOLGEN SIE UNS AUF SOZIALE NETWERKE

http://www.linkedin.com/company/lta-legal-tax-audit


PŘEJEME KRÁSNÉ LETNÍ DNY!
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